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DER PÄDAGOGISCHE BEOBACHTER
im Kanton Zürich

Organ des Kantonalen Lëhrervereins — Beilage zur Schweizerischen Lehrerzeitung
Erscheint monatlich einmal

21. Jahrgang Nr. 2 29. Januar 1 927

Inhalt: Zürcherischer Kantonaler Lehrerverein : An den Kantonsrat des Standes Zürich. — Aus dem Erziehungsrate: 1. Semester 1926
(Fortsetzung). —• Für das Obligatorium der Hauswirtschaftlichen Fortbildungsschule. —- Zürcherische Kantonale Reallehrer-
konferenz : 2. ordentliche Jahresversammlung.

Zürcherischer Kantonaler Lehrerverein.

An den Kantonsrat des Standes Zürich,
Zürich.

Sehr geehrter Herr Präsident/
»Sehr geehrte Herren Hantonsräte/

Der Zürcherische Kantonale Lehrerverein unterbreitet
Ihnen im nachfolgenden eine Eingabe zum regierungsrätlichen
Entwürfe vom 80. Dezember 1925 betreffend das Gesetz über
die Leistungen des Staates für das Volksschulwesen und die
Besoldungen der Lehrer. Diesem Schritte gingen zwei Ein-
gaben an die vorberatende Kommission des Kantonsrates vor-
aus, datiert vom 26. Januar und 1. Juli 1926. Darin wurden
Wünsche und Anregungen zu einer Reihe von Paragraphen
geäußert. Leider war der Erfolg der Bemühungen nur ein
geringer, indem unsere Abänderungsvorschläge in den für uns
wichtigsten Punkten keine Berücksichtigung fanden.

Trotzdem möchten wir es nicht unterlassen, nochmals für
einen Vorsehlag einzustehen, der die weitesten Kreise der ziir-
cherischen Lehrerschaft berührt, und den zu erheben wir als
deren Vertreter verpflichtet sind.

D/eser Forsch/cig bein'/f/ die Paragraphen 12 und 1.3 der
regj'erMngsräifieÄen For/age.

Das noch in Kraft stehende Gesetz vom 2. Februar 1919
bestimmt in seinem § 9 die minimale gesetzliche Gemeinde-
zulage, die endgültig festgelegt wird auf die Höhe des Scliat-
zungswertes einer den gesetzlichen Anforderungen genügenden
Lehrerwohnung, und zwar auf den vom Erziehurigsrat im
Jahre 1918 bestimmten Schatzungswert.

Damit wurde ein neuer Zustand geschaffen gegenüber dem
Gesetze vom 29. September 1912, dessen § 7 eine Wohnungs-
entschädigung vorsah, deren Höhe alle sechs Jahre, den ort-
liehen Verhältnissen entsprechend, nach Vernehmlassung der
Schnlbehörden durch den Erziehungsrat bestimmt wurde.

Durch die Umwandlung der veränderlichen Wohnungs-
entschädigung in eine feste Minimalzulage war eine Entwick-
lung abgeschlossen, die dahin ging, aus der Lehrerbesoldung
alle anpassungsfähigen Komponenten auszuscheiden und sie
in eine starre Form überzuführen. Zuerst wurden Holz und
Pflanzland aberkannt, dann die Veränderlichkeit einer Mini-
malzulage, und jetzt soll durch die neue Vorlage auch der
letzte Hinweis auf die frühere Wohnungsentschädigung aus-
gemerzt werden.

Die beweglichen Besoldungsteile gewährten früher die
Möglichkeit, bei steigenden Lehenskosten die Lehrerbesoldun-
gen diesen etwelchermaßen anzupassen, ohne vorerst den um-
Mündlichen und unsichern Weg einer Besoldungsrevision und
Volksabstimmung beschreiten zu müssen.

Die Nachkriegsjähre zeigten der Lehrerschaft allzu deut-
lieh, wie durch die Festlegung der Wohnungsentschädigung
auf den Stand von 1918 eine Angleichung an die überaus
stark steigenden Mietzinse verunmöglicht wurde. Wohl ergibt
sich aus der Skala des § 12 der Vorlage im allgemeinen eine
Übereinstimmung der Ansätze mit den gegenwärtig aus-
gerichteten Minimalzulagen. Doch ist immer wieder darauf
hinzuweisen, daß diese Zulagen fußen auf dem Stande der
Mietzinse von 1918! Konnte man damals den Auskauf der
M ohnungsentschädigung durch diese Zulagen als ausreichend
betrachten in Erwartung der Preissenkung, so wurde man in
den folgenden Jahren schwer enttäuscht durch die weiter stei-

gende Teuerung, besonders durch die Mietzinssteigerungen.
LTn so mehr mußte es die Lehrerschaft bedauern, wiederum
eine anpassungsfähige Komponente ihrer Besoldung verloren
zu haben.

Es könnte der Einwand erhoben werden, durch die Wie-
dereinführung der veränderlichen Wohnungsentschädigung
würden die Besoldungsverhältnisse der Lehrer in den beiden
Städten nicht berührt, da sie dort in feste Besoldungsklassen
eingeordnet wären. Ist aber durch eine kantonale Bestimmung
eine gesetzliche Grundlage geschaffen, so würde wieder daran
erinnert, auf welche Weise die Lehrerbesoldung sich ent-
wickelt hat, und daß es im Willen des Gesetzgebers liege, die
Besoldungen den örtlichen Verhältnissen anzupassen. Eine
veränderliche Wohnungsentschädigung würde es der Lehrer-
schaft in den Städten erleichtern, bei weiterem Steigen der
Mietzinse ihre Ansprüche zu verfechten.

Aus diesen Erwägungen kommen wir dazu, einen grund-
sätzlich andern Aufbau der in § 12 der Vorlage genannten
Ortszulagen vorzuschlagen. Deren Abstufung sollte nicht
nach der Einwohnerzahl der Gemeinden vorgenommen werden,
sondern auf dem Mietwerte der Wohnungen beruhen. Des-
halb möchten wir an Stelle dieses § 12 eine Fassung treten
lassen, die, ähnlich dem Gesetze von 1912, die Ausrichtung
einer anpassungsfähigen Wohnungsentschädigung ermöglicht.

Unser Antrag lautet:
£ 12.

«Neben ihrem, durch § 8 bestimmten Anteil am Grund-
gelmlt haben die Gemeinden ihren Lehrern gesetzliche Orts-
Zulagen auszurichten. Diese richten sich nach dem Mietwerte
einer den gesetzlichen Anforderungen entsprechenden Lehrer-
wohnung und werden alle sechs Jahre, nach Vernehmlassung
der Schulbehörden, durch den Erziehungsrat bestimmt.

Die Gemeinden können an Stelle der gesetzlichen Orts-
zulage eine entsprechende Lelirerwohnung treten lassen.»

# 13.

«Die die gesetzlichen Ortszulagen übersteigenden frei-
willigen Gemeindezulagen werden durch Gemeindeheschluß
oder Gemeindeverordnung festgesetzt.»

Den letzten Satz des § 13 der Vorlage: «Eine Änderung
kann auch innerhalb der Amtsdauer der Lehrer erfolgen»,
nahmen wir nicht in unsera Vorschlag hinüber.

Es steht ja den Gemeinden frei, durch einen hesondern
Vorbehalt im Zulagenbeschluß eine Änderung innerhalb der
Amtsdauer bewirken zu können, weshalb eine Regelung auf
kantonalem Boden nicht notwendig erscheint. Unterläßt eine
Gemeinde einen solchen Vorbehalt, um den Lehrer wenigstens
für eine gewisse Zeit zu schützen, so sollte ihr das nicht durch
eine weitergehende Bestimmung des Gesetzes verunmöglicht
werden. Denn gerade der Lehrer in den kleinsten Verhältnissen
würde es begrüßen, wenn er nicht durch eine solche Klausel
jeder Zufälligkeit oder Mißstimmung ausgeliefert wird.

Se/ir geeftr/e Herren Kantonsrä/e/
Damit legen wir Ihnen unsere Vorschläge zur Prüfung

vor und hoffen, es werde möglich sein, sie zu bei-ücksichtigen.
Bis jetzt haben ja leider unsere Wünsche kein allzu geneigtes
Ohr gefunden, obgleich wir neben anderen auch unserm Ge-
genvorschlag zu § 30, den wir der vorbereitenden Kommission
unterbreiteten, keine geringe Bedeutung beimessen. Die zür-
cherische Lehrerschaft verfolgt aufmerksam die Verhandlun-
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gen über das neue Gesetz. Es würde sie mit Genugtuung er-
lullen, wenn sie wenigstens hier ein Eingehen auf ihre
Wünsche feststellen könnte.

Es zeichnen mit vollkommener Hochachtung
Lsfer und Zürich, den 4. Dezember 1926.

Namens des Vorstandes des Zürch. Kant. Lehrervereiiis :

Der Präsident: L. Hardmeier.
Der Aktuar: Dir. iSiegrisf.

Aus dem Erziehungsrate.

1. Semester 1926.
(Fortsetzung.)

-3. Nach einem Vortrage von Lehrer A. Frank veranstaltete
der Vorstand eines Schulkapitels einen Kurs in Stimmbildung,
Gesangs- und Sprechtechnik, der nicht, wie angenommen wor-
den war, von einer größern Ziahl, sondern nur von sechs Leb-
rern regelmäßig besucht werden konnte; dennoch wurde auf
ein Gesuch hin ein Staatsbeitrag von 100 Fr. ausgerichtet, aber
beschlossen, künftig Kurse, die am Schlüsse Weniger als zehn
Teilnehmer zählen, nicht mehr zu subventionieren.

4. Nach § 14 des Gesetzes über die Volksschule vom 11.

Juni 1899 kann durch Beschluß der Schulgemeinde im Sommer-
halb jähr der wöchentliche Unterricht m der 7. und 8. Klasse
auf acht Stunden, die auf zwei Vormittage zu verlegen sind, be-
schränkt werden. Eine Schulgemeinde wünschte nun, den Un-
terricht der genannten Klassen im Sommerhalbjahr unter Aus-
dehmtng des Vormittagsunterrichtes auf wöchentlich 1814

Stunden zu erweitern, welche Ordnung der Erziehungsrat in
seiner Sitzung vom 23. Februar auf Antrag der betreffenden
Bezirksschulpflege genehmigte. Wir begrüßen diesen Ent-
scheid, der der Gemeinde, die sich noch nicht zur Jahresschule
entschließen konnte, doch diesen Fortschritt ermöglichte.

5. Beobachtungen bei den diesjährigen Aufnahmeprüfun-
gen in die 1. Seminarklasse veranlaßten die Atufsichtskommis-
sion, beim Erziehungsrate anzuregen, er möchte für den natur-
kundlichen Unterricht der Sekundärschule Jfinimaffordernn-
.gen aufstellen, auf deren Erfüllung namentlich beim Ubertritt
in die Mittelschulen übereinstünmend gebaut werden könnte.
Der Erziehungsrat behält sich vor, die Kantonale Sekundär-
lehrerkonferenz einzuladen, Vorschläge im Sinne der Anre-
gung der Au fsich tskommi sei on ausarbeiten zu wollen.

6. Wohlwollend steht der Erziehungsrat Gesuchen von Ge-
meinden um Beioitfigimg newer Lehrstefïen gegenüber, und
Hw/he&wngen non Lehrsfetten pflichtet er nur bei, wenn solche
gut begründet sind. Die Haltung unserer kantonalen Erzie-
hungs'behörde verdient in diesem Punkte unsere volle Aner-
kennung.

7. Nach § 66 des Volksschulgesetzes können Sekundär-
schüler, die sich beharrlichen Unfleiß oder ungebührliches Be-
tragen zuschulden kommen lassen, durch die Sekundarschul-
pflege aus der Schule weggewiesen werden. Die Angabe im
Berichte der Kantonalen Handelsschule in Zürich, wornach 37
Schüler wegen leichtern Disziplinarvergehen oder /orfgesefzfea
U«/fei/Jes hatten bestraft werden müssen, gab in der Erzie-
hungsratssitzung vom 13. April 1926 zu der Bemerkung An-
laß, daß es unverständlich sei, wenn Schüler, die sich «fort-
gesetzten LTnfleiß» zuschulden kommen lassen, in der Anstalt
behalten werden. Gewiß mit Recht wurde betont, es möchte
die nämliche Maßnahme, wie sie für die Sekundärschule von
Gesetzes wegen vorgesehen sei, auch für die Mittelschulen Gel-
tung finden. Die Behörde teilte diese Ansicht ttnd leitete die
geübte Kritik zur weitern Behandlung an die Aufsiehtskom-
mission.

8. Von den 53 Kandidaten, die sich im Frühjahr 1926 den
Priniarlehrerprüfungen unterzogen, konnten alle patentiert
werden. 22 Kandidaten erhielten ihre Ausbildung am Lehrer-
seminar in Küsnacht, 14 am Lehrerinnenseminar in Zürich und
17 am Evangelischen Lehrerseminar in Unterstraß. In der Sit-
zung vom 13. April kam nun anläßlich der Entgegennahme der
Prüfungsergebnisse auch der noch immer bestehende Lehrer-
üöer/fw/5 zur Sprache, und es wurde die Erziehungsdirektion
eingeladen, bei den Leitungen der nichtstaatlichen Lehrerbil-

dungsanstaiten im Kanton Zürich unter Hinweis auf den Übe

fluß an Lehrkräften vorstellig zu werden und darauf aufnierl
sam zu machen, daß selbst für die Abiturienten der staatliche
Lehrerbildungsanstalten auf Jahre hinaus die Verwendung
mögliehkeit, im öffentlichen Schuldienst des Kantons aus°i
schlössen sei, weshalb alle Zurückhaltung bei der Aufnahm
von Schülern in die Lehrerbildungsanstalten nichtstaatliche
Charakters angezeigt erscheine, dies um so mehr, da vorbelia
ten bleiben müsse, bei den Lokationen in erster Linie die voi
Staat herangebildeten Kandidaten zu berücksichtigen.

9. In der Sitzung vom 13. April 1926 wurde dem von de

Bezirksschulpflege Zürich zur Genehmigung empfohlenen G(

suche der Zentralschulpflege der Stadt Zürich, mit Beginn de

Schuljahres 1926/27 versuchsweise eine Beobachfungs/clasi
für psgcftopaf/ifsch i'eranfagfe Schäfer und eine Sonderfcfasj

für scKicerhörf.ge Schäfer der Speziaffcfassew errichten zu köi

nen, entsprochen, in der Meinung, daß diesen Abteilungen d

gesetzlichen staatlichen Beiträge zukommen. Der Beobachtung
klasse sollen Kinder zugewiesen werden, die in der Klasse vt
standesmäßig ordentlich fortkommen, aber in bezug auf ihi

Willensäußerung und ihr Gefühlsleben ganz anders sind al

der Durchschnitt der Klasse. Mit der Einweisung nun in ein

besondere Klasse wird bezweckt, die Schüler genauer zu bt

obachien, um mit ihnen richtige Wege der Einzelerzieliua
gehen zu können. Wenn der Erziehungsrat auch der Seha

fang dieser Sonderklasse zustimmte, so wurden doch Bedenke

gegen eine zu weit getriebene Spezialisierung der Öchnlbildunj
geäußert und die Befürchtung ausgesprochen, daß die Erric-b

tung von solchen Beobaehtungsklassen für psychopath®
veranlagte Kinder dem Dilettantismus der Behandlung die Toi

öffne. Als selbstverständlich erachtet es die kantonale Be

horde, daß ein Zwang auf die Eltern von Schülern, die diese

Sonderahteilungen zugewiesen werden möchten, zu vermeide
sei. Endlich wurde der Schulvorstand noch auf einen Widei

sprach aufmerksam gemacht. Während nämlich nach dee

Beschlüsse der Zentralschulpflege der Unterricht an der Be

obaehtungsklas'se individualisierend, ohne Bindung an Leii
plan und Stundenplan zu erteilen ist, sollen nach einer Vei

fügung des Präsidenten der Kreisschulpflege Zürich III vo

1. März 1926 diese Schüler im Unterricht mit ihrer vorher

gehenden Klasse Sc-hritt halten und nur so lange in der Sonder

klasse verbleiben, bis die Ursache ihres eigenartigen Verlial

tens und die weitere Behandlung klargestellt ist.
10. Von der (ïwtfîei/Jung einer Besefitoerrfe gegen einen Be

Schluß der Primarschulpflege Hinwil vom 22. März 1926, vor
nach nur der Unterricht in Biblischer Geschichte fakultali
gelten sollte, hingegen die Sittenlehre für alle Schüler obliga

torisch erklärt wurde, ist mit der ausführlichen Begründuni
des erzichungsrät liehen Standpunktes im «Amtlichen Schul

blatt» Kenntnis gegeben worden.
11. Mit Zustimmung der Erziehungsdirektion veranstaltet

die Kommission zur Begutachtung der Lesebücher für das 1

bis 6. Schuljahr eine Konferenz von Vertretern der Volksschul

lind einiger kantonaler Mittelschulen zur Mn/steitwng einer /ff

die Sprach/ehre einfieifficfeen Terminologie. Nach Ans! ht de

Konferenz sollen die grammatikalischen Benennungen für dii

Primarschule deutsch sein und in Orthographie und Inter

punktion Duden maßgebend bleiben. Die von der Konteren

ausgearbeitete Weisung wurde vom Erziehungsrat in seine

Sitzimg vom 13. April 1926 für die Primär- und Sekundär

schulen des Kantons Zürich als verbindlich erklärt und it

«Amtlichen Schlublatt» der Lehrerschaft bekannt gegeben

Noch sei erwähnt, daß die Lesebuchkommission, einer

Wunsche der großen Mehrheit der Kapitelsgutachten naci

Wiederaufnahme eines Mindestmaßes von systematische
Grammatik entsprechend, einstimmig beschlossen hat, es seie

in den neuen Lehrmitteln die erai*beiteten Ergebnisse und ein

fachen Regeln als Zusammenfassung den einzelnen Absctait
ten der Sprachlehre anzufügen und für alle drei Schuljahre ii

einem. Bändchen zu vereinigen.
12. Durch Beschluß des Erziehungsrates vom 6. April 192

wurde einer größern Anzahl Primarlehrer gestattet, den erste

Leseunterricht, in Abweichung vom Lehrplan an Hanl de

Druckschrift durchzuführen. Einige Schulpflegen spräche
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sich über die gemachten Beobachtungen günstig aus und emp-
fahlen die "Weiterführung der Versuche. So erklärte sich denn
die kantonale Behörde auf ein durch 134 Unterschriften von
Lehrern und Lehrerinnen unterstütztes Gestielt der Elementar-
lehrerkonferenz vorn 15. Februar 1926 damit einverstanden, daß
in den Schuljahren 1926/27 und 1927/28 die Versuche mit der
Druc/csc/iri/tïuetliode auf breiter Grundlage fortgesetzt werden.
Nach Eingang der Gutachten der Bezirksschulpflegen und der
Schulkapitel wird sieh der Erziehungsrat, dessen Mitglieder
diesem Unterricht ebenfalls ihre besondere Aufmerksamkeit
schenken werden, darüber zu entscheiden haben, ob ihm eine
Änderung der auf den ersten Leseunterricht bezüglichen Lehr-
planbestinümungen zweckmäßig erscheint. Darin, daß der Lese-
kästen ein sehr wertvolles Hilfsmittel für den Unterricht dar-
stellt, ist man schon jetzt einig, weshalb denn auch der Er-
ziehungsrat dazu kommen wird, den Gemeinden seine Anschaf-
fung durch Gewährung von Staatsbeiträgen zu erleichtern.

13. So berechtigt auch der Erziehungsrat die Anrepunp der
Sc/mikapifef Wmferffcur und Meilen hielt, es sei von der Pflege
der deutschen Kurrentschrift in unseren Volksschulen abzu-
sehen und die Antigua als alleinige Schreibschrift zu erklären,
konnte er ihr zufolge der bestehenden Gesetzesbestimmungen
doch keine Folge geben. Bevor die Frakturschrift abgeschafft
werden darf, gilt es, das Gesetz über die Volksschule vom 11.
Juni 1899 zu ändern. Immerhin erscheint dem Erziehungsrate
die Möglichkeit gegeben, auch unter dem geltenden Gesetze in
der Ausführung der schriftlichen Arbeiten der Schüler die An-
tiqua zu bevorzugen, wie das schon jetzt üblich ist.

14. Einem Antrage der Kreisschulpflege Zürich III folgend,
faßte die Zentralschulpflege der Stadt Zürich am 26. November
1925 mehrheitlich den Beschluß, es seien auf Beginn des Schul-
jahres 1926/27 im Schulkreise III versuchsweise für zwei Jahre
sechs obligatorische <S'e/a / ndorAJasse n zu errichten, und er-
suchte mit Zuschrift vom 7. Dezember des genannten Jahres
den Erziehungsrat um dessen Genehmigung. Dabei wurde ge-
wünscht, die Behörde möchte ihren Entscheid bald treffen, weil
schon am 21. Dezember die Grundlagen der Stundenpläne für
das neue Schuljahr festgelegt werden müßten. In einem Schrei-
ben vom 9. Dezember teilte die Erziehungsdirektion dem Schul-
vorstand der Stadt Zürich mit, daß es schon wegen des Begut-
achtungsrechtes der Bezirksschulpflege unmöglich sei, innert
der kurzen Frist einen Beschluß des Erziehungsrates in dieser
wichtigen Frage zu veranlassen, und daher entschied dieser am
19. Januar 1926, daß für das Schuljahr 1926/27 von irgendwel-
eben Änderungen in der Organisation des Unterrichtes der
Stadt Zürich abzusehen sei. Am 11. Januar 1926, nachdem
die Zürch. Kant. Sekundarlehrerkonferenz bereits arii 20. De»
zember 1925 in einer wohlbegründeten Eingabe zur Angelegen-
heit Stellung in ablehnendem Sinne bezogen hatte, traf dann
auch das umfassende, ebenfalls negative Gutachten der Be-
zirkschulpflege Zürich ein, und nach eingehender Beratung der
Angelegenheit beschloß sodann der Erziehungsrat in seiner
Sitzung vom 27. April 1926 mehrheitlich, dem Gesuche der Zen-
tralschulpflege der Stadt Zürich, im Schulkreise III Versuche
mit der obligatorischen Sekundärschule nach Fähigkeitsabtei-
langen durchzuführen, keine Folge zu geben, und ebenso
wurde der Antrag der Bezirksschulpflege Zürich, Versuchs-
weise die Einführung von fakultativem Französischunterricht
an den drei oberen Primarklassen der Stadt Zürich zu gestat-
ten, abgelehnt.

15. Eingaben der Schweizerischen Gesellschaft für Vogel-
künde und Vogelschutz vom 16. April 1925 und des Zürcher
Kantonalverbandes für Ornithologie, Geflügel- und Kaninchen-
zucht vom 5. Januar 1926 Folge gebend, wurde gemäß Beschluß
des Erziehungsrates vom 27. April 1926 die Lehrerschaft des
Kantons Zürich durch ein Kreisschreiben eingeladen, dem Po-
qe/schidz und dem A'a/ur.scbutz überhaupt im Schulunterricht
wie namentlich auf den Sc h ii 1erWanderungen alle Aufmerksam-
keit zu schenken und auf dem Wege der Belehrung und des
eigenen Beispiels auf die Schüler stetig einzuwirken, die Natur
zu pflegen und zu schonen. Ferner wurde der Wunsch an die
Vorstände der Schulkapitel und Lehrervereine geleitet, sie
möchten bei der Aufstellung der Vorschläge für die Vortrags-
themen auch das genannte Gebiet berücksichtigen und, soweit

geeignete sachkundige Vertreter sich finden, in kleineren Grup-
pen ornithologisehe Exkursionen anordnen. Endlich wurde
der Direktion des Lehrerseminars in Küsnacht aufgegeben, dar-
auf zu halten, daß der Vogelschutz auch im Seminarunterricht
Pflege finde. Dem Wunsche des genannten Kantonalverbandes
hingegen, es sei an der Universität Zürich ein Lehrauftrag für
allgemeine Ornithologie und Vogelkunde zu erteilen, gab der
Erziehungsrat keine Folge.

16. Der Verband deutschschweizerischer Gartenbauvereine
stellte das Gesuch, die kantonalen Erziehungsbehörden möch-
ten seine Bestrebungen, dem Volke die notwendigen Belehrun-
gen über den Gartenbau zu vermitteln, dadurch unterstützen,
daß die aus der Schule tretende Jugend in den Besitz der von
ihm herausgegebenen Schrift über «Gemüsebau und Blumen-
pflege» gelange. Es mußte dem Verbände geantwortet werden,
es stünden dem Erziehungsrate, der die guten Ziele der Ver-
einigung gerne anerkenne, für den genannten Zweck keine
Mittel zu.

Für das Obligatorium der Hauswirtschaftlichen
Fortbildungsschule.

Wie wir in dem Berichte über die Verhandlungen des Er-
ziehungsrates im ersten Semester 1925 in Nr. 4 des «Päd. Be-
obachter» 1926 mitteilten, wurde die Erziehungsdirektion durch
Beschluß des Erziehungsrates vom 10. Februar 1925 ersucht,
eine Vorlage zu einem Gesetz für die Förderimp des hausieirt-
scßa/fZic/ien Foribi/dimpsscßititdeseus auszuarbeiten. Der ge-
wünschte Entwurf ist dem Erziehungsrate bis heute noch nicht
zugegangen.

In der Sitzung des Vorstandes des Zürch. Kant. Lehrer-
Vereins vom 15. Januar lag nun nachstehende Einladung vor:

JFädensuü/, Zürich, Ho'npp, Anfangs Januar 1927.

P. P.
Wie in andern Schweizerkantonen, so ist auch bei uns im

Kanton Zürich das Interesse rege für den Ausbau der Mod-
chenfortbildunpsschufe. Einzelne Behörden und Frauenverei-
nigungen zu Stadt und Land haben bereits Eingaben an die
zürcherische Regierung gerichtet mit der Bitte, das Oblipato-
rium für diese Schulstufe vorzubereiten. In seiner Antwort hat
sich der Regierungsrat auf den Standpunkt gestellt, daß das
Obligatorium der hauswirtschaftlichen Mädchenfortbildungs-
schule nur im Zusammenhang und damit am Ende der gesam-
ten Schulrevision zur Behandlung kommen könne.

Nun halten die unterzeichneten Frauen diesen Ausbau der
Mädchenfortbildungsschule in seiner ethischen, sozialen und
wirtschaftlichen Bedeutung von solcher Tragweite, daß es
ihnen als äußerst wichtig erscheint für ein erfolgreiches Vor-
gehen, alle die Kräfte, die sich schon einmal für die obligato-
rische hauswirtschaftliche Ausbildung der Mädchen eingesetzt
haben, zu sammeln und weiter diesem Obligatorium neue
Kräfte zu gewinnen, auch unter den Behörden (z. B. Armen-
pflegen), gemeinnützigen Vereinen usw.

Die Unterzeichneten werden dabei von folgenden Gedanken
geleitet: Für Primär-, Sekundär- und Mittelschule bestehen
festgefügte Verbände, die für deren Wohl eintreten werden. Die
hauswirtschaftliche Fortbildungsschule besitzt noch keine sol-
chen. Die anderen Schulen haben ihr festgefügtes Gepräge, die
hauswirtschaftliche Fortbildungsschule noch nicht. Darum ist
es wichtig, daß nicht nur Behörden und die .an diesen Schulen
unterrichtende Lehrerschaft versuchen, ihr dieses Gepräge zu
geben, sondern daß einsichtsreiche Frauen und Männer des

ganzen Kantons zusammentreten und beraten, in welcher Art
diese hauswirtschaftliche Fortbildungsschule wohl auszu-
bauen, wie das Obligatorium zu gestalten sei, damit am besten
das erfüllt werde, was man erwarten sollte und möchte.

Wohl wird wahrscheinlich der Zeitpunkt noch nicht in
allernächster Nähe liegen, in welchem das Obligatorium ver-
wirklicht werden kann. Wichtig ist aber Jetzt schon, daß man
die dazwischen fiepende Zeit benutze, um den mit dem Obliga-
torium der hausu;irischaftiichen Foribildunpsschule zusam-
?nenhänpenden /•Ya penA"o m p /e.r zu prüfen und abzuklären, um
zuletzt mit festen Vorschlägen nor die Tîepierunp zu treten.

In der Hoffnung, daß Sie oder Ihr Verein sich für diese,
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das Volkswohl so nahe berührende Angelegenheil warm inter-
essieren werden, erlauben sieh die Unterzeichneten, Sie zu
einer ersten Bespreeftnn<7 einzuladen am Sa-mstag, den 22. Ja-
nuctr, nachmittags 3 Uhr, im Lai'ätersaal (Peterho/statt),
Zürich.

Die Initiantinnen:
Anna Ga/jmann, Zürich; Uran Steenh'-Schwiidt, "VVädenswil;

Alice Uhler, Höngg-Zürich;
Frau Walter Bäumlein, Affoltern a, A.; Luise Wyßling, Wä-
denswil; Dr. Marg. Schlatter, Horgen; Frau Knell-Brunner,
Küsnacht; Frau Pfr. Frei, Meilen; Lea Fäll, Rüti; Frau Pfr.
Amacher, Diirnten; Frau Meier-Irminger, Wetzikon; Margue-
rite Ammann, Winterthur; Lisa Weber, für Frauenzentrale
Winterthur; Emma Keller, Arbeitsschulinspektorin, Andelfin-
gen; Martha Schmid, Höngg; Dr. Hedwig Bleuler-Waser, Zü-
rieh; Frau I. Boßhardt-Winkler, Zürich; Maria Fierz, Zürich;
Frau S. Glättli-Graf, Präsidentin des Gemeinnützigen Frauen-
Vereins Zürich; Hanna Krebs, Zürich; Frau G. Medici-Greu-
lieh, Zürich; Dr. Mathilde Müller, Zürich; Dr. D. Zollinger-

Rudolf, Zürich.
Der Kantonalvorstand beschloß, der Einladung Folge zu

geben und ordnete an die Versammlung als seine Vertreter den
Präsidenten und Fräulein Dr. M. Sidler ab. Ein Bericht über
die Tagung wird folgen.

Züricherische Kantonale Reallehrerkonferenz.
2. ordentliche Jahresversammlung.

Am 20. November 1926 versammelte sich unsere Konferenz
zum dritten Male im verflossenen Jahr. Sie wurde zu dieser
weitgehenden Beanspruchung ihrer Mitglieder gezwungen,
weil bei der ersten Besprechung der Frage der Bi&tescften Ge-
schichte und Sittenlehre kein Beschluß erreicht werden konnte.
Als Referent hatte sich in entgegenkommender Weise Herr Se-

kundarlehrer Karl Huher in Zürich zur Verfügung gestellt,
dem für seine großen Bemühungen im Dienste einer wichtigen
Schul- und Kulturfrage auch an dieser Stelle der Dank ausge-
sprochen sei. Seine Ausführungen gingen wesentlich darauf
aus, nochmals ein klares Bild der Sachlage zu bieten.

Nachdem eine Umfrage bei den Schulpflegen ergeben hatte,
daß im Fach der Biblischen Geschichte und Sittenlehre teil-
weise nur Sittenlehre- erteilt wurde, und es in geringem Um-
fang auch vorkam, daß andere Fächer an deren Stelle gesetzt
wurden, suchte ein erziehungsrätliches Kreisschreiben vom
Jahre 1922 die Rechtslage abzuklären. Die unerwünschten
Folgen desselben waren ein plötzliches starkes Anschwellen
der Dispensationsgesuche. Der einsetzende Pressekampf be-
wies deutlich, daß die Katholiken die Staatsschule untergraben
wollen, um an deren Stelle die Bekenntnisschule zu setzen. Un-
erwartet, aber von den Katholiken freudig begrüßt, kam der
Vorschlag des Erziehungsdirektors Dr. Moußon auf Einfüh-
rang der Simultanschule. Der Staat bezahlt den konfessionel-
len Unterricht, die Aufsicht wird aber in Wirklichkeit ohne
Wirkung sein und der katholische Klerus wird die Möglich-
keit haben, staatsfeindliche, intolerante Grundsätze zu pflan-
zen, kulturwidrige Anschauungen zu verankern. Aus dem
Vorschlagsrecht der religiösen Gemeinschaften für die Wahl
der Lehrer wird ein Rückfall unter die Botmäßigkeit der
Kirche hervorgehen; nur kirchlich gesinnte Lehrer werden
genehm sein. Es ist zu bestreiten, daß sittliche Erziehung nur
auf religiöser Grundlage möglich ist, weil damit behauptet
wird, daß sittlich dem Begriff gläubig entspricht. Alle Moral
ist aber durch philosophische, politische, wirtschaftliche, ge-
schichtliche Erkenntnisse bedingt, daher nur relativ. Der kon-
fessionelle Friede wird durch den Vorschlag nicht erreicht;
denn das katholische Kirchenrec-ht bezeichnet Staatsschule und
Simultansehule als Irrlehren, so daß der Kampf gegen die all-
gemeine Volkschule weitergehen wird.

Wenn die Lehrerschaft einen reinen Ethikunterricht be-
fürworten würde, erwüchse ihr daraus unter dem Ruf: «Die
Religion ist in Gefahr!» größte Gegnerschaft; daher kann nur
die jetzige Gesetzesbestimmung für uns in Frage kommen. Weil
sich in den Städten und größeren Ortschaften bereits zeigt, daß

die Katholiken dem Unterricht wieder folgen dürfen, wenn
Biblische Geschichte gänzlich ausgeschaltet wird, soll dort
nach Ermessen der Schulpflegen ein rein ethischer Unterricht
gestattet sein. Wir wollen vermeiden, daß die Schule ein Tum-
melplatz aller Weltanschauungen wird; die Schule muß eine
weitere Zielsetzung als die Konfessionen haben.

Zu den Gesichtspunkten im «Amtlichen Schulblatt» vom
Dezember mag nur darauf hingewiesen werden, daß es nicht an-
geht, die Verhältnisse in Baden zum Vergleich heranzuziehen.
Dort ist die Bevölkerung konfessionell viel stärker gemischt;
die Simultanschule war dort ein Fortschritt. Auch wenn ein
überkonfessioneller Unterricht nicht obligatorisch erklärt wer-
den kann, ist es doch für uns viel wichtiger, daß möglichst alle
Kinder gemeinsam unterrichtet werden können.

Die Diskussion wurde eifrig benützt. Ein Kollege machte
darauf aufmerksam, daß immerhin einiger Grund vorliegt, an
dem besondern Erfolg des konfessionellen Unterrichtes zu
zweifeln, wenn man in den Oberklassen das Benehmen der
Schüler vor und nach diesen Stunden beobachtet. Eine Kolle-
gin hob hervor, daß das seinerzeitige Kreisschreiben des Er-
ziehungsrates an vielen Orten auf dem Lande nur Erstaunen
hervorgerufen habe. Nachdem noch auf einige Widersprüche
zwischen Gesetz und Lehrplan hingewiesen worden war, nahm
die Konferenz folgende .Resoluteon an:

«Die Reallehrerkonferenz des Kantons Zürich hat nach
Anhörung verschiedener Referate und ausgiebiger Diskussion
beschlossen, den von Herrn Erziehungsdirektor Dr. Moußon
gemachten Vorschlag, den Sittenlehrunterricht von der Schule
abzutrennen, abzulehnen. Sie steht auf dem Boden der Be-
Schlüsse der Synode Winterthur vom 22. September 1924, die
für eine konfessionell neutrale Volksschule eintrat und als
ethisches Bildungsziel die Humanität im Sinne des sittlichen
Erziehungsideals Pestalozzis setzte. Es steht den verschiede-
neu Glaubensbekenntnissen frei, die Jugend außerhalb der
Schule zu besammeln; die Schule aber hat.die Aufgabe, zu ver-
binden, nicht zu trennen, deshalb muß ihr auch das Recht zu-
stehen, in allgemein menschlicher Weise ethische Probleme zu
berühren. Sie will keine Glaubenslehre vermitteln, sondern
biblische Stoffe gemäß den geltenden weitherzigen Gesetzes-
bestiinmungen als Kulturgut vermitteln, wobei es unter beson-
ders schwierigen Verhältnissen bei stark konfessioneller Mi-
schung den Schulpflegen gestattet sein soll, einen rein mensch-
liehen ethischen Unterricht zu bewilligen. Die Reallehrerkon-
ferenz bekennt sich zu dem in schweren Kämpfen geschaffenen
heutigen Gesetz, das allein eine unheilvolle Zersetzung der
Staatsschule verhindern kann.»

Die weiteren Traktanden wurden rasch erledigt. Es lagen
drei Anträge vor, die einstimmig zur Weiterleitung an den Er-
ziehungsrat angenommen wurden.

1. Im Rechen&üehtein der 6. Klasse sollen die Rechnungen
auf Seite 54/55, wie überhaupt alle Rechnungen, die auf die Lö-
sung der Aufgabe «Dezimalzahl X Dezimalzahl» hinauslau-
fen, nicht zum Lehrstoff der 6. Klasse gehören, weil sie über
die Forderungen des Lehrplanes hinausgehen.

2. Die vom Zürch. Verein für Knabenhandarbeit heraus-
gegebenen geographischen Sfcizzenhlätter für die 5. Klasse (5
Serien zum Preis von 1 Fr.) werden als sehr praktisch bewer-
tet. Sie sollen unter die empfohlenen Lehrmittel aufgenommen
werden, ebenso eine Skizzentafel, von der Firma Schlumpf in
Zürich zum Preise von Fr. 26.— herausgegeben. Sie trägt auf
zwei Seiten in unverwischbaren Linien auf schwarzem Grund
das Netz der wichtigsten Flüsse, Bergketten, Verkehrswege.

3. Ein weiteres geographisches Hilfsmittel für die 5. Klasse
ist ein Relief in der Größe der Zürichkarte, hergestellt von Se-

kundarlehrer Hotz in Kemptthal zum ungefähren Preis vqp
Fr. 55.—. Es wurde gleichfalls zur Aufnahme unter die emp-
fohlenen Lehrmittel vorgeschlagen.

Um 6 Uhr schloß die Versammlung.
Für die Reallehrerkonferenz: Paul Keiler.

Briefkasten der Redaktion.
A« rasclt<e<te)»e Foiseadec Die Beiträge müssen wegen Raum-

mangel zurückgelegt werden. Wir bitten um Geduld. -Hit.
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